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Der vorliegende Antrag enthält viele wichtige Argumente, die auch aus 

meiner fachlich-wissenschaftlichen Sicht die Notwendigkeit einer unab-

hängigen Polizeibeschwerdeinstitution zeigen. Zu den zentralen Aspekten 

des Antrags nehme ich wie folgt Stellung: 

1. Zur Notwendigkeit einer unabhängigen externen Polizei-

beschwerdestelle 

Die meisten Polizeibehörden in Deutschland haben heute ein mehr oder 

weniger effektives Verfahren, um mit Beschwerden umzugehen. Selbst 

dort, wo solche internen Beschwerdeverfahren gut funktionieren,1 können 

sie nicht alle notwendigen Funktionen effektiv erfüllen. Den Personen, die 

von der Polizei unangemessen behandelt worden und davon eventuell 

sogar traumatisiert sind, kann kaum zugemutet werden, eine 

Polizeidienststelle aufzusuchen, um ihre Beschwerde anzubringen. Auch 

Menschen mit ungeregeltem Aufenthaltsstatus, die mit polizeilichem 

Fehlverhalten konfrontiert wurden, werden sich kaum trauen, eine 

Polizeidienststelle zu Beschwerdezwecken zu betreten. 

Darüber hinaus haben empirische Untersuchungen gezeigt, dass Fälle, in 

denen Polizeieinsätze gegenüber Außenstehenden unangemessen oder 

gar rechtswidrig verlaufen, oft nicht hinreichend und nicht mit der gebote-

                                                

1
  Z. B. in Berlin, vgl. hierzu Hoffmann-Holland u.a. 2008. 
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nen Neutralität aufgeklärt werden.2 Aus diesen Gründen sind unabhängige 

Beschwerdestellen erforderlich. Internationale Untersuchungen haben die 

Notwendigkeit solcher Stellen auch in Deutschland wiederholt betont.3 

 

2. Aufgabenbereich – Kombination externer und interner Beschwer-

defunktionen 

In anderen Staaten sind Polizeibeschwerdeinstitutionen zumeist 

ausschließlich für Beschwerden von außerhalb der Polizei zuständig.4 

Gleichwohl halte ich es für sinnvoll, eine neu einzurichtende Stelle auch 

damit zu betrauen, Beschwerden von Polizeibediensteten nachzugehen. In 

Rheinland-Pfalz hat sich diese zweifache Zuständigkeit des Beauftragten 

für die Landespolizei nach den ersten Erfahrungen offenbar bewährt.5 

Zwar können auch die Personalvertretungen in Fällen von Mobbing und 

bei anderen Formen unangemessenen oder rechtswidrigen Umgangs 

innerhalb von Polizeidienststellen eingeschaltet werden. Eine zusätzliche 

neutrale Stelle, die den Ursachen von Konflikten auf den Grund geht und 

auch Schlichtungsversuche unternehmen kann, ist hierzu eine sinnvolle 

Ergänzung. Ein Bedeutungsverlust der Personalvertretungen bei der 

Bewältigung innerdienstlicher Konflikte ist hierdurch nicht zu erwarten. 

Die Ansiedlung einer Polizeibeschwerdestelle bei einer bereits vorhande-

nen Institution mit ähnlichen Aufgaben erscheint sinnvoll, soweit eine 

solche vorhanden ist. Hieraus können sich Synergien ergeben, und der 

Aufwand für die Etablierung einer neuen Institution kann durch vorhande-

nes Erfahrungswissen reduziert werden.6 

 

3. Direkte Ansiedlung beim Parlament: Beschwerdestelle, Beauftragte 

und/oder Kommission? 

Der vorliegende Antrag hat eine „unabhängige Polizeibeschwerdestelle“ 

zum Ziel. Für deren Konkretisierung sind international verschiedene 

                                                

2
  Näher hierzu Amnesty International 2010; Singelnstein 2003. 

3
  U. a. Hammarberg 2007; Commissioner for Human Rights 2009. 

4
  Überblick bei Den Boer & Fernhout 2008; Goldsmith & Lewis (Hg.) 2000; 

zu den USA: Aden 2015a und 2016. 
5
  Beauftragter für die Landespolizei Rheinland-Pfalz 2015, S. 45 ff. 

6
  So in Rheinland-Pfalz, wo der Beauftragte für die Landespolizei bereits 

zuvor als Bürgerbeauftragter tätig war und nun beide Aufgaben 
wahrnimmt. 
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Modelle erprobt worden, insbesondere Kommissionen, Ombudspersonen 

und Beauftragte.  

In manchen Ländern, in denen ehrenamtliches Engagement einen noch 

höheren Stellenwert hat als in Deutschland, sind Kommissionen mit ehren-

amtlichen Mitgliedern zentrale Bestandteile der unabhängigen Polizei-

beschwerdeinstitutionen.7 Auch in Hamburg gab es für einige Jahre eine 

Polizeikommission, die diesem Modell folgte.8 

Die Deutsche Verwaltung hat in den letzten Jahrzehnten umfangreiche 

Erfahrungen mit Beauftragten gesammelt. Insbesondere für den Daten-

schutz ist diese Form der Institutionalisierung etabliert. Daher spricht eini-

ges dafür, das hier gesammelte Erfahrungswissen auch für neue Polizei-

beschwerdeinstitutionen zu nutzen. Die Sicherung der Unabhängigkeit 

gegenüber Regierung und Verwaltung ist eine zentrale Herausforderung 

für die Etablierung von effektiv arbeitenden Beauftragten. Verstärkt durch 

Einflüsse des EU-Rechts, ist ein Trend zu beobachten, Daten-

schutzbeauftragte unmittelbar bei den Parlamenten anzusiedeln.9 Auch 

Polizeibeschwerdeinstitutionen sollten vom Parlament eingesetzt und 

administrativ in dessen Geschäftsbereich angesiedelt werden. 

Auf Landesebene kommt ergänzend auch die Einbeziehung Ehrenamtli-

cher in Betracht, z. B. in einer Art Beirat der Polizeibeschwerdestelle. 

 

4. Ausgestaltung und Kompetenzen 

Eine Polizeibeschwerdeinstitution kann nur dann effektiv arbeiten, wenn 

sie über eine gute Ausstattung und rechtliche Kompetenz für die Untersu-

chung von Fällen verfügt. Zu den notwendigen Kompetenzen gehören u. a. 

Zutrittsrechte zu den Dienststellen, das Recht, Zeugen verbindlich zu 

laden, das Recht, Einsätze zu begleiten sowie umfassende Rechte auf 

Einsicht in die fallbezogenen Polizeiakten und –dateien. Die 

Wahrnehmung dieser Rechte sollte nicht an die Mitwirkung des 

Innenministeriums gebunden werden.10 

                                                

7
  Zu den Varianten in den USA: Aden 2015a, S. 127 ff. und 2016. 

8
  Näher hierzu Gössner 2000 und Lehne 2004. 

9
  Zum veränderten Status der Bundesbeauftragten für den Datenschutz und 

die Informationsfreiheit seit Anfang 2016: Aden 2015b. 
10

  Vgl. Aden 2014 zur Kritik an den unzulänglichen Befugnissen des 
Beauftragten für die Landespolizei Rheinland-Pfalz. 
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Die Wege, auf denen Fälle zur Polizeibeschwerdestelle gelangen, sollten 

vielfältig und offen gestaltet werden. Neben Hinweisen Betroffener aus der 

Polizei oder von außerhalb sollten auch Hinweise Dritter bearbeitet 

werden. Auch sollte die Polizeibeschwerdestelle das Recht haben, 

beobachteten Problemkonstellationen aus eigener Initiative nachzugehen. 

Während eines laufenden Strafverfahrens sollte die Polizeibeschwerde-

institution das Recht haben, ihre Ermittlungen fortzuführen. Anderenfalls 

besteht die Gefahr, dass sich der Sachverhalt nach Abschluss des Straf-

verfahrens nicht mehr hinreichend aufklären lässt, z. B. weil sich Zeugen 

nicht mehr an Einzelheiten erinnern oder Beweismittel abhanden gekom-

men sind.11 

 

5. Überzeugungsarbeit leisten, ohne das Vorhaben zu verzögern 

Der Antrag schlägt vor, die Einführung einer unabhängigen Polizei-

beschwerdestelle an einem „Runden Tisch“ unter Teilnahme von Landes-

regierung, Landtagsfraktionen, Polizeigewerkschaften und Sachverständi-

gen vorzubereiten. Auf diesem Wege Überzeugungsarbeit für das Anlie-

gen zu leisten, erscheint grundsätzlich sinnvoll. Allerdings sollte dieser 

„Runde Tisch“ ergebnisorientiert moderiert werden (am besten durch eine 

unabhängige Person), damit sich die Verwirklichung des Vorhabens nicht 

ungebührlich verzögert. Nichtregierungsorganisationen, die sich für dieses 

Thema teils seit vielen Jahren engagieren und daher eine hohe fachliche 

Kompetenz hierzu entwickelt haben, sollten ebenfalls beteiligt werden. 

 

6. Polizeiliche Fehlerkultur – beraten und lernen über den Einzelfall 

hinaus 

Eine neue Polizeibeschwerdeinstitution sollte nicht nur Einzelfällen nach-

gehen. Denn Polizeibehörden brauchen eine verbesserte Fehlerkultur, bei 

der Fehler nicht vorrangig als individuell verursacht angesehen werden. 

Vielmehr müssen strukturelle Ursachen für misslungene Einsätze oder 

Ermittlungen besser aufgearbeitet werden.12 Zentrales Ziel muss dabei 

                                                

11
  Näher hierzu Aden 2013. 

12
  So auch: Bericht des BT-Untersuchungsausschusses zum 

„Nationalsozialistischen Untergrund“ vom 22.8.2013. BT-Drs. 17/14600, 
S. 861. 
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eine Qualitätsverbesserung für das polizeiliche Handeln sein, die dazu 

beiträgt, Fehler zukünftig zu vermeiden.13  

Daher brauch eine Polizeibeschwerdeinstitution auch die Befugnis, Struk-

turprobleme aufzuarbeiten und hierzu Empfehlungen abzugeben. Die 

Landesregierung und die Polizeibehörden sollten gesetzlich verpflichtet 

werden, sich ernsthaft mit solchen Empfehlungen zu befassen und ihre 

Umsetzung zu betreiben. 

 

7. Fazit 

Der vorliegende Antrag enthält die zentralen Argumente für die Einrichtung 

unabhängiger Polizeibeschwerdeinstitutionen. Für die Verwirklichung 

empfehle ich ein Beteiligungsverfahren, das alle Interessierten integriert 

(s.o., Nr. 5) und die Einrichtung einer solchen Institution ergebnisorientiert 

vorbereitet. 

 

Gez. Prof. Dr. Hartmut Aden 
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